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Fortschritt durch Rechtsbruch?

Im Vorfeld der Bundestagswahlen wurde in der öffentlichen 

Debatte über eine Wende in der Asylpolitik unter anderem 

über einen Domino-Effekt nachgedacht. Damit war eine Vor-

gehensweise gemeint, bei der Deutschland durch Kontrollen 

und Zurückweisungen an den Binnengrenzen die benachbarten 

Staaten provoziert und diese dadurch zugleich motiviert, ihrer-

seits Grenzkontrollen durchzuführen und damit die Routen der 

Sekundärmigration zu durchbrechen. So sollte letztlich die Ein-

haltung des Rechts (in Gestalt der Verhinderung der untersag-

ten Sekundärmigration) durch die Missachtung von Recht (in 

Gestalt unzulässiger Zurückweisungen) erreicht werden.

Dieses Gedankenexperiment ist durch die neue Bundesregie-

rung und die Anordnung von Bundesinnenminister Dobrindt, 

an den Binnengrenzen Grenzkontrollen durchzuführen und 

auch gegenüber Asylbewerbern mit der Ausnahme von vulne-

rablen Personen Zurückweisungen vorzunehmen, umgesetzt 

worden. Nachdem diese Vorgehensweise von den betroffenen 

Nachbarstaaten teilweise begrüßt, überwiegend aber kritisch 

kommentiert wurde, ist nunmehr durch die Anordnung von 

Binnengrenzkontrollen durch die polnische Regierung der erste 
Dominoeffekt eingetreten. 

Unabhängig davon, was dies für die Personen bedeutet, die 
die deutsch-polnische Grenzen passieren wollen, ist damit eine 
Kettenreaktion in Gang gesetzt worden, bei der eine am gelten-
den Recht orientierte Politik und Verwaltungspraxis durch eine 
Politik der normativen Kraft des Faktischen verdrängt wird. 
Eine zurückhaltendere Verortung mag darin gesehen werden, 
dass man sich auf die Grundsätze des Völkerrechts besinnt, das 
im Fall von Rechtsverstößen die Verletzung durch Recht durch 
den betroffenen und verletzten Staat erlaubt, als Repressalie. 
Dieser Zustand sollte jedoch in der Europäischen Union durch 
den Grundsatz der vertrauensvollen Verwaltungszusammen-
arbeit überwunden werden. Von diesem Grundsatz wird sich 
deshalb neben der Missachtung der Rule of Law durch das Ver-
halten der deutschen und polnischen Regierung verabschiedet.

Nun gehört es zur politischen Rhetorik, ähnlich wie bei dem 
Angriff der USA auf den Iran darauf hinzuweisen, dass in be-
stimmten Fällen der Zweck die Mittel heiligt. Bereits dieser 
Grundsatz ist mit Unions- und Verfassungsrecht nicht in Ein-
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 Neu in Ihrem Abonnement:  
Der monatliche Newsletter „Informationsdienst 
Migrations recht (MigRI)“! Sie haben die aktuelle Ausgabe 
des MigRI noch nicht automatisch per E-Mail erhalten?  
Dann registrieren Sie sich gratis unter nomos.de/migri.

vielmehr die von diesem zur Begründung herangezogene Recht-
sprechung des EuGH, die auch die Bundesregierung bindet. 
Denn dabei handelt es sich gerade nicht um eine Einzelfallent-
scheidung, sondern um eine verbindliche Auslegungsdirektive 
für das Unionsrecht.

Prof. Dr. Winfried Kluth, Halle

klang zu bringen. Darüber hinausgehend ist aber auch zu be-
denken, dass durch eine solche Logik der gesamte rechtsstaat-
liche Mechanismus des Unionsrechts in Frage gestellt wird. 
Warum soll sich Ungarn an unionsrechtliche Vorgaben halten, 
die angeblich dem nationalen Interesse zuwiderlaufen, wenn 
Deutschland sich über ihm nicht passende Regelungen hin-
wegsetzen darf. Entsprechende Kritik aus Deutschland kann in 
Zukunft mit dem Verweis auf dessen Rechtsmissachtung begeg-
net werden. Die rechtsstaatliche Autorität der Bundesregierung 
ist gefährdet.

Gefragt ist deshalb die Europäische Kommission, der durch 
das Unionsrecht die Rolle des Hüters der Verträge zugewie-
sen wird. Diese hat sich in den letzten Jahren in Bezug auf die 
Durchsetzung des Schengener Grenzkodex stark zurückgehal-
ten und Verstöße gegenüber rechtswidrigen Grenzkontrollen 
nicht gerügt und keine Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. 
Thematisch einschlägige Entscheidungen des EuGH wurden im 
Rahmen von Vorabentscheidungsverfahren erlassen. Die Zu-
rückhaltung lässt erkennen, dass man hier entweder keine allzu 
bedeutsamen Rechtverletzungen sieht oder einem politischen 
Konflikt aus dem Weg gehen möchte.

Auffällig ist in diesem Zusammenhang, dass der Unionsge-
setzgeber im Jahr 2024 weder im Rahmen der GEAS-Reform 
noch bei der Neufassung der Vorschriften im Schengener 
Grenzkodes zu den Binnengrenzkontrollen (Art. 25  ff. SGK) 
die umstrittene Regelung zum Verbot der Zurückweisung von 
Asylsuchenden im Rahmen von Grenzkontrollen geändert hat. 
Im Gegenteil wurde diese Regelung im Rahmen der neu einge-
führten Regelung zur Zurückweisung aus Binnengrenzgebieten 
in Art. 23a SGK bestätigt. Daraus kann mit Evidenz abgeleitet 
werden, dass eine solche Zurückweisungsmöglichkeit weiterhin 
nicht besteht.

Schließlich ist auch die zur Rechtfertigung der abweichenden 
Vorgehensweise durch die Bundespolizei vorgetragene Beru-
fung auf die Ausnahmeklausel des Art. 72 AEUV ist, wie das 
Verwaltungsgericht Berlin in seinem vieldiskutierten Beschluss 
vom 2.6.20251, in dem die Zurückweisungen für unionsrechts-
widrig erklärt werden, überzeugend dargelegt hat, nach den 
bislang durch den EuGH dazu erlassenen Entscheidungen eben-
falls nicht haltbar. Eine Bundesbehörde kann sich nicht wie ein 
Jurastudent in einer Klausur ohne Weiteres darauf berufen, dass 
es sich um eine in der Literatur vertretene abweichende und 
vertretbare Ansicht handelt. Eine solche abweichende Ansicht 
kann allenfalls vertreten werden, wenn ein Fachgericht gegen 
den Standpunkt des EuGH eine divergierende Rechtsmeinung 
zugrunde gelegt hat. Die Absicht der Bundesregierung, durch 
ihr provokantes Verhalten eine Änderung der Rechtsprechung 
herbeizuführen kann deshalb auch nicht als legitimer Akt der 
Rechtsfortbildung interpretiert werden. Anders als in Fällen 
der strategischen Prozessführungen durch Nichtregierungsor-
ganisationen wird hier nämlich nicht auf legalem Weg die Ent-
scheidung eines unabhängigen Gerichts herbeigeführt, sondern 
von den Entscheidungen unabhängiger Gerichte abgewichen. 
Das betrifft weniger die Entscheidung des VG Berlin, sondern 

1 VG Berlin BeckRS 2025, 11665.
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